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erlüge <rrlseither Zeitung
Mittwoch , 18 . Juni 1890 .

Badischer Landtag .

I Karlsruhe , 15. Juni . 22 . öffentliche Sitzung der
Ersten Kammer . (Ausführlicher Bericht .)

Die Berathung über den Gesetzentwurf die Bezirke der
Landgerichte betr . wird eingeleitet durch den Bericht¬
erstatter Frhrn . v . Rüdt , welcher den Bericht der Kom¬
mission für Justiz und Verwaltung verliest.

Aus diesem Bericht ist hier zu erwähnen :
Die Kommission sei darin einig gewesen , daß das Land¬

gericht Waldshut zu wenig beschäftigt sei , und daß es
wünschenswerth wäre , wenn die dort beschäftigten Kräfte
besser ausgenützt werden könnten , sofern dies ohne Ver¬
letzung berechtigter Interessen der Rechtsuchenden geschehen
könne . Ein Theil der Kommission halte es aber als eine
solche nicht gerechtfertigte Verletzung der Interessen der
Einwohner des Bezirks Schönau , wenn man sie von dem
LandgerichtsbezirkFreiburg losreißen wolle , da der ganze
Verkehr dieses Amtsgerichtsbezirks in seiner Hauptsache
nach Freiburg gerichtet sei . Diese Verkehrsverhältnisse
dürften aber nicht außer Acht gelassen werden , lediglich
um das Landgericht Waldshut lebensfähig zu gestalten.
Die Mehrheit der Kommission hielt jedoch die von der
geplanten Zutheilung befürchteten Belästigungen der Recht¬
suchenden nicht für schwerwiegend genug, um die von der
Justizverwaltung als ein dringendes Bedürfniß erachtete
Maßregel als unthunlich erscheinen zu lassen , da bei der
geographischen Gestaltung des Landes bei jeder Einthei -
lung gewisse Mißstände entstehen müßten , übrigens auch
angenommen werden müsse , daß der Hauptverkehr der
beiden Bezirke sich thalabwärts bewege . Auch sei zu be¬
rücksichtigen, daß der Verkehr des Publikums beim Land¬
gericht ein beschränkter und die Anzahl der landgericht¬
lichen Prozesse aus diesen beiden Bezirken eine geringe
sei . Auch die Folge , daß die beiden in Frage stehenden
Bezirke künftig dem Schwurgerichtsbezirk Konstanz ange¬
hören würden , könne bei der außerordentlich geringen
Zahl solcher Fälle nicht als Hinderungsgrund für die
geplante Eintheilung betrachtet werden.

Die Kommission beantragt daher. Hohe Erste Kammer
wolle dem vorliegenden Gesetzentwurf ihre Zustimmung
ertheilen.

Landgerichtspräsident vr . v . Rotteck bedauert , nicht
in der Lage zu sein, dem Entwurf zustimmen zu können .
Persönliche Rücksichten lägen ihm dabei ferne, da ihm in
feiner Eigenschaft als Präsident des Landgerichts Frei¬
burg eine Entlastung dieses Gerichts von Geschäften ja
nur angenehm sein könne ; auch werde er keineswegs von
Rücksicht auf die Interessen der Stadt Freiburg geleitet,
da hier keine erheblichen oder doch keine berechtigten Inter¬
essen der Stadt Freiburg in Frage stünden.

Der Grund für die beabsichtigte Zutheilung der Amts¬
gerichte Schopfheim und Schönau zum Landgerichtsbezirk
Waldshut und deren Trennung vom Landgerichtsbezirk
Freiburg, wohin diese Gerichte — abgesehen von der Zeit
von 1864—1872, wo in Lörrach ein eigenes , übrigens
in den Bezirk des Appellationssenats Freiburg gehörendes
Kreisgericht bestanden habe — so lange das Großherzog¬
thum bestehe, zugetheilt gewesen seien , sei weder in den
Verhältnissen dieser Bezirke noch in denjenigen des Land¬
gerichts Freiburg zu finden, sondern lediglich in dem be¬
züglich der Beschäftigung des Landgerichts Waldshut be¬
stehenden Mißverhältniß, das bei der im Jahre 1872 erfolg¬
ten Aufhebung der kleineren Kreisgerichte aus sozialen und
politischen Gründen bestehen blieb . Die Veranlassung zu
dem Gesetzesvorschlag sei eine Bemerkung in einem Be¬
richt der Budgetkommission des andern Hohen Hauses
über die Geschäftsverhältnisie des Landgerichts Waldshut .
Doch glaube er, daß vom Standpunkt einer Budgetkom¬
mission eher der Vorschlag einer Aufhebung des Land¬
gerichts Waldshut als der gegenwärtige Gesetzesvorschlag
angezeigt gewesen wäre , da mit einer Aufhebung des
Landgerichts Aaldshut und Zutheilung des Amtsgerichts
Bonndorf zum Landgericht Konstanz , der Amtsgerichte
Säckingen, St . Blasien und Waldshut zum Landgericht
Freiburg eine erheblichere Ersparniß hätte erzielt werden
können . Er wolle nicht verkennen, daß Gründe dafür
vorliegen könnten , die gegenüber dem Landgericht Walds¬
hut bisher geübte Gnade auch fernerhin zu üben , nur
solle das nicht zum Nachtheil anderer Bezirke geschehen ;
und wenn bei der Konfiguration unseres Landes Miß¬
stände bezüglich der Eintheilung in Landgerichtsbezirke
nicht vermieden werden könnten, so sei das kleinere Nebel
zu wählen , und das sei die Beibehaltung des jetzigen
Zustands . Die geringe Beschäftigung des Landgerichts
Waldshut sei nicht von so großer Bedeutung ; wenn dort
der in der Kommission betonte Zustand der Versumpfung
wirklich vorhanden wäre , so rühre dies nicht von der
geringen Beschäftigung, sondern von den geselligen und
sonstigen Verhältnissen Waldshuts her , an denen durch
die Vergrößerung des Gerichtsbezirks nichts geändert
würde . Wenn es auch bezüglich des Bezirks Schopfheim
noch fraglich sein könne , ob die beabsichtigte Maßregel
den Verhältnissen dieses Bezirks entspreche , so sei jeden¬
falls bezüglich des Amtsbezirks Schönau jeder Zweifel
ausgeschlossen . Beide Bezirke gravitirten aber nach Frei¬
burg , und die Bewohner dieser Bezirke hätten ein In¬
teresse , dahin zugetheilt zu sein , wohin sie auch sonst
ihren Verkehr hätten . Nur einzelne Orte des Bezirks
Schopfheim, z . B . Wehr , Winseln , Nordschwaben re .

würden zweckmäßiger zum Landgericht Waldshut zuge¬
theilt werden, was aber besser dnrch Zutheilung derselben
zum Amtsgerichtsbezirk Säckingen geschehen könne .

Ein Verkehr von Schönau nach Waldshut werde sich
auch nie entwickeln können , vielmehr werde nach wie vor
der Verkehr aus diesen beiden Bezirken nach Basel und
Freiburg gehen .

Redner geht sodann auf die Aeußerungen der Abge¬
ordneten dieser beiden Bezirke anläßlich der Berathung
der Zweiten Kammer über den vorliegenden Gesetzent¬
wurf näher ein . Insbesondere die Aeußeruug des Ab¬
geordneten für den Bezirk Schopfheim, daß er einem et¬
waigen Antrag , nur den Bezirk Schopfheim dem Land-
gerichtsbezirk Waldshut zuzutheilen , nicht zustimmenkönne ,
lasse erkennen, daß dort die Maßregel unangenehm em¬
pfunden werde und man sich nur damit tröste, Genossen
im Unglück zu haben.

Die Zutheilung der beiden Amtsgerichtsbezirke zum
Schwurgerichtsbezirk Konstanz endlich werde große Unzu¬
träglichkeiten im Gefolge haben, da die Zahl der schwur¬
gerichtlichen Fälle keine konstante sei und erheblich steigen
könne .

Er vermöge daher nach bester Ueberzeugung der Vor¬
lage nicht zuzustimmen , da er glaube , daß dadurch die
beiden Bezirke geschädigt würden, ohne daß auf der andern
Seite ein erheblicher Vortheil erzielt werde . Nachdem die
Regierung erklärt habe , daß ein Vermittlungsvorschlag ,
nur den Amtsbezirk Schopfheim nach Waldshut zuzu¬
theilen, für sie nicht annehmbar sei , bleibe ihm nur übrig,
gegen das Gesetz zu stimmen .

Der Regierungskommissär, Oberstaatsanwalt Frhr .
v . Neubronn , glaubt, daß man sich mit der Maßregel,
über die man sich , wie ihm scheine , ohne Grund echauffire,
bald befreunden werde , wenn sie einmal durchgeführt sei,
da sie für die Bewohner der beiden Bezirke im wesent¬
lichen gleichgiltig sein werde . Gleichgiltig sei sie aber
nicht für die Justizverwaltung , die dringende Gründe
für die Aenderung habe . Der Herr Vorredner habe
selbst zugegeben , daß bei der geographischen Konfiguration
unseres Landes jede Eintheilung gewisse Mißstände zur
Folge haben werde ; deßhalb könnten auch die hervor -
gehobenen Nachtheile gegenüber der aus dringenden
Gründen der Rechtspflege vorgeschlagenen Aenderung nicht
entscheidend in's Gewicht fallen. Der wesentliche Grund
sei für die Regierung die weitaus zu geringe Beschäftigung
des Landgerichts Waldshut gewesen . Dieser Mißstand
lasse sich nicht durch eine Reduzirung der Zahl der Richter
beseitigen , da diese Zahl jetzt schon das gesetzlich zulässige
Minimum sei . Dagegen werde , wie sich durch die Statistik
Nachweisen lasse, infolge der vorgeschlagenen Neueintheilung
der Gerichtshof genügend beschäftigt werden. Die Re¬
gierung sei aus Gründen politischer und geographischer
Art und namentlich auch deßhalb , weil ein solcher Vor¬
schlag in dem andern Hohen Hause voraussichtlich nicht
die Zustimmung finden werde , nicht in der Lage , dem
jetzigen Zustand durch Aufhebung des Landgerichts
Waldshut abzuhelfen . Andererseits sei sie aber auch nicht
in der Lage , denselben fortbestehen zu lassen. Es habe
deßhalb auch das andere Hohe Haus den Entwurf , der
auf geschäftlichen Rücksichten beruhe, welche zu beurtheilen
die Justizverwaltung doch wohl am besten in der Lage
sei, mit nahezu allen Stimmen angenommen, und es habe
demselben insbesondere auch der Vertreter des Bezirks
Schopfheim zugestimmt . Ueberhaupt werde aus diesen
beiden Bezirken der Vorlage im Allgemeinen Gleich¬
giltigkeit entgegengebracht , wie auch in der That die Ab¬
grenzung des Landgerichtsbezirks für die Einwohner
gleichgiltig sei . Deßwegen könne hier auch nicht ent¬
scheidend in Betracht kommen , wohin der Verkehr jener
Gegend gravitire . Dies sei übrigens weder nach Frei -
bnrg noch nach Waldshut , sondern nach Basel der Fall ,
und wenn , was er zugeben wolle , auch der Marktverkehr
aus dem Hinteren Theil des Bezirks Schönau nach Frei¬
burg gehe, so sei dies mehr eine Gewohnheit, die gegen¬
über den schwerwiegenden Interessen der Rechtspflege
nicht ausschlaggebend sein könnte . Wenn sich etwa für
die hintersten Orte des Amtsbezirks Schönau in der That
das Bedürfniß einer Zutheilung zu Freiburg in der Zu¬
kunft ergeben sollte , so könnte dies durch Zutheilung der
betr . Orte zum Amtsgerichts bezirk Freiburg auf dem
Wege der Verordnung geschehen, und die Regierung werde,
wenn derartige Wünsche an sie herantreten , sich nicht ab¬
lehnend verhalten ; er glaube aber nicht , daß ein der¬
artiges Verlangen werde geäußert werden. Bei dem vor¬
liegenden Gesetzentwurf handle es sich ja nicht — und
dies werde stets nicht genügend beachtet — um eine
Aenderung des Amtsgerichtsbezirks; beim Amtsgericht
und beim Bezirksamt habe Jedermann von Zeit zu Zeit
etwas zu thun. Anders sei dies bezüglich des Land¬
gerichts, da im landgerichtlichen Civilverfahren Anwalts¬
zwang bestehe und auch von einem persönlichen Erscheinen
der Parteien nicht die Rede sei ; die am Sitz des Land¬
gerichts persönlich zu erledigenden Geschäfte beschränkten
sich daher im Wesentlichen auf die Bestellung des Anwalts.

In Strafsachen hätten allerdings die Zeugen persön¬
lich zu erscheinen, allein dort werde für Versäumniß und
für Auslagen Entschädigung gewährt und es könne daher
auch hier die Veränderung des Landgerichtsbezirks nicht
besonders bedeutungsvoll sein. Uebrigens sei ja, wie die
Statistik ergebe , sowohl in Civil- wie in Strafsachen

die Zahl der aus diesen Bezirken beim Landgericht zu
erledigenden Fälle eine minimale und dasselbe gelte in
noch höherem Grad für die schwurgerichtlichen Fälle.

Redner wiederholt, daß eine Abhilfe der bezüglich der
Beschäftigung des Landgerichts Waldshut bestehenden
Mißstände nothwendig, eine Abhilfe durch Aufhebung
dieses Landgerichts aber ausgeschlossen sei . Eine Zuthei¬
lung des Bezirks Schopfheim allein wäre eine halbe
Maßregel, die den erwünschten Erfolg nicht haben werde.
Erhebliche und beachtenswerthe Gründe gegen die ge¬
plante Aenderung liegen nicht vor. während diese Aende¬
rung durch dringende Interessen der Justizverwaltung
gefordert werde, denen gegenüber die wenigen widerstrei¬
tenden Einzelinteressen nicht in Betracht kämen .

Zum Schluß weist Redner darauf h -n, wie über den
vorliegenden Gesetzentwurf nunmehr seit zwei Monaten
in der Presse und sonst debattirt werde , daß aber während
dieser ganzen Zeit weder an die Regierung noch an die
Stände aus den betheiligten Gemeinden eine Bitte um
Beibehaltung der jetzigen Eintheilung gerichtet worden
sei ; auch hier werde doch der Satz gelten , daß der Nächst-
beheiligte sein Interesse am besten zu beurtheilen verstehe.

Geheimer Referendär Haas schließt sich , gestützt auf
seine Erfahrungen als Verwaltungsbeamter des Amts¬
bezirks Freiburg, dem Landgerichtspräsidentenvr . v . Rotteck
an und bestätigt , daß der Bezirk Schönau mit Freiburg
in lebhaftestem Verkehr stehe, worauf schon die Anlage
einer größeren Zahl kostspieliger Kunststraßen über die
den Bezirk Schönau umschließenden Höhenzüge Hinweise.
Auch werde , wie Redner an der Hand des Eisenbahn¬
fahrtenplans im Einzelnen nachweist , für den Bezirk
Schönau durch die neuen strategischen Bahnen keine be¬
quemere Verbindung mit Waldshut erzielt , als die Ver¬
bindung mit Freiburg über Basel oder Lörrach-Leopolds¬
höhe sei . Es sei daher erklärlich , daß im Bezirk Schönau
keine Sympathie für den Gesetzentwurf bestehe. Der
Bezirk Schopfheim nehme allerdings eine wenigep ab¬
lehnende Haltung ein , doch würde auch hier der Belastung
des gegenwärtigen Zustandes der Vorzug gegeben werden ;
auch er würde deßhalb einer Amendirung des Entwurfs
in der Richtung zugestimmt haben , daß nur Schopfheim
zu Waldshut zugetheilt werde .

Die vorgeschlagene Maßregel würde zur Folge haben ,
daß in Freiburg vielleicht ein Landgerichtsrath gespart
werden könnte und daß das Landgericht Waldshut besser
alimentirt würde. Diesem Gewinn werde aber die Be¬
einträchtigung der geschäftlichen Interessen des Bezirks
entgegenstehen. Nachdem die Regierung erklärt habe, der
Zutheilung des Bezirks Schopfheim allein nicht zustimmen
zu können , sei er zu seinem Bedauern mit Rücksicht auf
die geschäftlichen Interessen der Gegend nicht in der
Lage, dem Entwurf seine Zustimmung zu ertheilen.

Geheimerath vr . Nokk weist darauf hin , daß das
Landgericht Waldshut auch nach der Zutheilung der Be¬
zirke Schopfheim und Schönau infolge seines Geschäfts¬
stands in der Lage sein werde , den Interessen der Be¬
wohner des Wiesenthals durch spätere Anberaumung der
Sitzungen Rechnung zu tragen, eine Rücksicht , die an dem
mehr beschäftigten Freiburger Gerichtshof nicht genom¬
men werden könne. — Uebrigens gehe, wie er glaube,
der geschäftliche Verkehr der beiden in Frage stehenden
Bezirke vorherrschend nach Basel, insbesondere in finan¬
zieller Beziehung. Ueberhaupt werde der geschäftliche
Verkehr durch die Veränderung des Landgerichtsbezirks
nicht beeinflußt, auch wenn derselbe jetzt nach Freiburg
ginge ; der geschäftliche Verkehr richte sich eben nach den
Eisenbahn - und Straßenverbindungen .

Es glaube, daß die gegen den Vorschlag von den
Herren Vorrednern geltend gemachten Gründe wesentlich
gemüthliche seien, die aber hier nicht in Betracht kommen
könnten.

Redner bittet, das Hohe Haus möge dem Gesetzent¬
wurf zustimmen . Für die Stadt Freiburg sei die Maß¬
regel ohne jede Bedeutung, dagegen nicht für den Frei¬
burger Gerichtshof, der, wenn auch in der Folge kein
Richter gespart wenden könnte, dann eben doch die an¬
hängigen Prozesse rascher erledigen könne. Für das
Landgericht Waldshut sei aber die vorgeschlagene Maß¬
regel von fundamentaler Bedeutung, da die Regierung
es nicht verantworten könne, einen so wenig beschäftigten
Gerichtshof aufrecht zu erhalten. An eine Aufhebung
dieses Gerichtshofs sei aber , wie schon hervorgehoben
worden sei , aus geographischen und politischen Rücksichten
nicht zu denken. Es erübrige also nur, dem Gerichts¬
hof mehr Arbeit zuzuweisen.

Er glaube daher, daß die Rücksichten des Gemüths
und etwaige Interessen der Bewohner der hintersten Ge¬
meinden des Bezirks Schönau in den Hintergrund treten
müßten gegenüber dem Gesetzvorschlag, der im allge¬
meinen Interesse aufgestellt sei und für die Justiz¬
verwaltung einen entschiedenen Werth habe .

Geheimerath vr . v . Holst erklärt , daß er erst durch
die bei der Kommissionsberathung seitens der Regierung
abgegebene Erklärung, daß unter allen Umständen an eine
Aufhebung des Landgerichts Waldshut nicht gedacht wer¬
den könne, dazu bestimmt worden sei, dem Entwurf zu¬
zustimmen. Bei dieser Sachlage müsse eben die nicht
genügende Beschäftigung des Waldshuter Gerichtshofs
allen andern Momenten gegenüber vorangehen, da eine
zu geringe Beschäftigungimmer üble Folgen haben werde.



Graf v . Helmstatt ist überzeugt , daß die Interessen
von Schönau und Schopfheim durch die geplante Maß¬
regel geschädigt werden . Er könne sich deshalb nicht dazu
hergeben , ein Landgericht , dessen Existenzberechtigung sehr
in Frage stehe, auf diese Weise lebensfähig zu machen .
Eine Aufhebung dieses Landgerichts würde ihm viel eher
gerechtfertigt erscheinen . Redner ist daher nicht in der
Lage , dem Gesetz zuzustimmen .

Kommerzienrath Sander glaubt nicht, daß der Ge¬
setzentwurf auf die Bevölkerung die nothwendige Rücksicht
nehme . Die Maßregel werde aber nicht so gleichgiltig
für das Volk sein, als seitens der Regierung angenom¬
men werde . Redner würde es deshalb lieber gesehen
haben , wenn die Vorlage auf Grund von Petitionen der
betheiligten Bezirke erfolgt wäre . Eine Aufhebung des
Landgerichts Waldshut würde er nicht befürworten ,
da er aus eigener Erfahrung wisse, wie unangenehm die
Aufhebung einer Staatsstelle in der betr . Stadt empfun¬
den werde . Er glaube aber , daß , wenn die Verhältnisse
bis jetzt eine Erhaltung des Landgerichts Waldshut in
seinem dermaligen Bestand gestatteten , dies auch noch
ferner , etwa bis zur Einführung des bürgerlichen Gesetz¬
buchs , gehen werde , da in diesem Zeitpunkte eine große
Anzahl von Richtern ausscheiden würden , wodurch Or¬
ganisationsänderungen erleichtert würden . Auch seien die
Konsequenzen einer Aenderung in der Landgerichtsein -
theilung nicht außer Acht zu lassen ; Wünsche nach solchen
Aenderungen könnten in der Folge auch in andern Lan -
destheilen hervortreten .

Redner sei daher nicht in der Lage , dem Entwurf zu¬
stimmen zu können .
' Landgerichtspräsident vr . v . Rotteck erwidert dem
Regierungskommissär , daß Wünsche nach einer Abände¬
rung des Amtsgerichtsbezirks jedenfalls nicht an die Re¬
gierung gestellt werden würden , da das Amtsgericht ja
in Schönau , also in der Nähe der betr . Gemeinden sei.
Dagegen werde die Lostrennung vom Landgerichtsbezirke
Freiburg im ganzen Bezirk Schönau , außer etwa in
Zell , unangenehm empfunden werden . Bezüglich der Zahl
der landgerichtlichen Fälle dürfe nicht auf die Statistik
bloß eines Jahres hingewiesen werden , da diese Zahl
eine schwankende sei. Wenn übrigens die Zahl dieser
Fälle eine sehr geringe sei , so nütze die Maßregel auch
dem Landgericht Waldshut nichts ; werde die Zahl ein¬
mal größer , so werde die Unbequemlichkeit für die Be¬
wohner um so größer . Für die beabsichtigte Entlastung
des Landgerichts Freiburg sei er zwar sehr dankbar ,
dasselbe sei wohl genügend , aber doch nicht übermäßig
beschäftigt , und er wie seine Kollegen würden jedenfalls
auf eine solche Entlastung lieber verzichten .

Der Regierungskommissär , Oberstaatsanwalt Frhr .
v . Neu bronn , wiederholt , daß die Vorlage aus den ge¬
wichtigen Interessen der Rechtspflege entstanden sei , welche
es erforderten , einen Gerichtshof lebensfähig zu machen
oder zu erhalten , den aufzuheben man nicht in der Lage
sei . Die Berücksichtigung dieser Interessen sei geradezu
Pflicht der Justizverwaltung . Auch die Regierung glaube
nicht , daß die Maßregel gerade einem Wunsch der Be¬
völkerung entspreche ; dieselbe sei aber nicht so lange zu
verschieben gewesen , bis sich etwa aus der Bevölkerung
heraus geradezu ein solcher Wunsch geltend gemacht hätte .
Die Maßregel sei an sich dringend geboten und wesent¬
liche Interessen der Bevölkerung stünden ihr nicht ent¬
gegen . Dies sei, wie er glaube , der richtige Standpunkt
für die Beurtheilung des Gesetzentwurfs .

Der Zeitpunkt der Einführung des bürgerlichen Gesetz¬
buchs sei für eine derartige Organisationsänderung keines¬
wegs besonders günstig ; die Einführung des neuen Civil -
rechts werde der Rechtsprechung ohnehin Schwierigkeiten
genug bereiten , so daß man jedenfalls zweckmäßig nicht
auf jenen Zeitpunkt auch noch die mit einer Organi¬
sationsänderung verbundenen Schwierigkeiten verschiebe.

Jetzt sei eine Bahnverbindung neu geschaffen, mittelst
welcher der Weg nach Waldshut für die beiden Bezirke
ebenso nahe oder näher sei , als der Weg nach Freiburg ;
dadurch sei eine Zutheilung der beiden Bezirke zu Walds¬
hut möglich geworden und diese Maßregel müsse daher
jetzt ins Auge gefaßt werden , wenn sie überhaupt ge¬
troffen werden wolle .

In der heutigen Diskussion seien , wie er glaube , keine
Gesichtspunkte hervorgetreten , welche das Hohe Haus be¬
stimmen könnten , einen von dem Hohen anderen Hause
bereits angenommenen Gesetzentwurf zu Fall zu bringen ,
der das einzige Mittel sei , den Gerichtshof in Waldshut
dauernd zu erhalten .

Geheimerath vr . v . Holst kann einen Gegensatz zwi¬
schen den Interessen des Volkes und denjenigen der Ju¬
stizverwaltung nicht anerkennen . Der Vorschlag der
Regierung sei nicht im Interesse der Richter , sondern im
Interesse der Rechtspflege und damit im eminentesten
Sinne im Interesse des Volks gelegen .

Ueberdies werde die neue Bahnverbindung mit Sicher¬
heit auch eine Aenderung in den Verkehrsverhältnifsen
der betr . Gegend herbeiführen .

Graf v . Hennin schließt sich dem Herrn Landgerichts¬
präsidenten v . Rotteck vollständig an und ist, nachdem die
Regierung es ablehnte , auf eine Zutheilung des Bezirks
Schopfheim allein einzugehen , ebenfalls in der Lage , gegen
den Entwurf stimmen zu müssen .

Der Berichterstatter empfiehlt in seinem Schluß¬
wort den Kommissionsantrag zur Annahme , da nach seiner
Ueberzeugung die Bevölkerung der beiden Bezirke in der
Mehrzahl dem Gesetz gleichgiltig gegenüberstehe .

Hierauf wird , wie schon im vorläufigen Bericht er¬
wähnt , der Gesetzentwurf mit 10 gegen 6 Stimmen an¬
genommen .

Frhr . v . Rüdt erstattet sodann den zweiten Bericht
der Kommission für Justiz und Verwaltung über den
Gesetzentwurf betr . die Aenderung des Gesetzes vom

20 . Februar 1868 über die Anlage der Ortsstraßen rc .
und führt aus :

Das Hohe andere Haus habe in der Sitzung vom
10 . ds . Mts . dem Gesetzentwurf in der von diesem
Hohen Hause beschlossenen Fassung mit einigen Aende¬
rungen , die übrigens zum größten Theil nur redaktio¬
neller Natur seien , die Zustimmung ertheilt . Materiell
seien lediglich die zu den Artikeln 5 und 6 beschlossenen
Aenderungen .

Die Regierung habe geglaubt , gegenüber den weit¬
gehenden Rechten , welche der Entwurf den Gemeinden
gewähre , dadurch . ein Gegengewicht schaffen zu sollen,
daß ein gewisser Zeitpunkt nach der Feststellung des
Bauplans bestimmt werde , nach welchem die Gemeinde
verpflichtet sein solle, das zur Herstellung oder Erweite¬
rung einer Ortsstraße nöthige Grundstück zu erwerben .
Diese Frist sei in dem Regierungsentwurf auf 10 Jahre
seit Feststellung des Bauplans bemessen , von diesem
Hohen Haus jedoch auf 20 Jahre erstreckt worden ; die
betr . Bestimmung sei aber von dem Hohen andern Hause
abgelehnt worden . Redner verliest die für den Strich
maßgebenden Gründe aus dem Bericht der Kommission
der Zweiten Kammer . Zum Ersatz dafür seien die Rechte
der Gemeinde (Art . 5) in der Richtung beschränkt wor¬
den, daß die stückweise Erwerbung des zur Straßenher¬
stellung nothwendigen Geländes nicht, wie nach dem Ent¬
wurf , zulässig sein solle . Mit diesen Aenderungen habe
sich die Regierung einverstanden erklärt und auch die
Kommission sei bei ihrer neuerlichen Berathung zu dem
Resultat gelangt , die Aenderung zur Annahme zu em¬
pfehlen , um nicht das Gesetz , welches auch in dieser
Fassung einen großen Fortschritt gegen die bisherige
Gesetzgebung enthalte , scheitern zu lassen ; die Kommission
sehe sich aber veranlaßt , dem Wunsch Ausdruck zu geben ,
die Gemeinden möchten bei Feststellung der Ortsbau¬
pläne mit möglichster Berücksichtigung der Interessen der
Privateigenthümer verfahren .

Die übrigen , lediglich redaktionellen Aenderungen
gäben zu Einwendungen keinen Anlaß und die Kommis¬
sion beantrage daher , dem Gesetzentwurf in der von der
Zweiten Kammer beschlossenen Fassung zuzustimmen und
hierüber in abgekürzter Form zu berathen .

Ministerialdirektor Geheimerath Eisenlohr führt aus ,
daß die Bestimmungen , welche der Regierungsentwurf
zum Schutz der Grundeigenthümer gegenüber den Ge¬
meinden für nothwendig erachtet habe , in dem Hohen
anderen Hause eine noch weniger günstige Aufnahme
gefunden hätten , als es in diesem Hohen Hause der Fall
gewesen sei . Schon in der Kommission des Hohen
anderen Hauses seien die Interessen der Gemeinden so
sehr in den Vordergrund gestellt worden , daß die 20jährige
Frist des Art . 6 , nach deren Ablauf der Eigenthümer
des in die Straße fallenden Grundstücks die Uebernahme
desselben durch die Gemeinde verlangen könne, keine Zu¬
stimmung gefunden habe . Die aus dieser Bestimmung
für die Gemeinden befürchteten Gefahren seien für so
erheblich erachtet worden , daß man selbst die Ablehnung
des ganzen Entwurfs der Beibehaltung dieser Bestimmung
vorgezogen haben würde .

Die Regierung habe sich zwar nicht davon zu über¬
zeugen vermocht , daß bei Beibehaltung dieser Vorschrift
die befürchteten Gefahren für die Städte in der That
bevorstehen würden ; sie habe aber , vor die Frage ge¬
stellt , ob das Gesetz überhaupt aus diesem Grunde
scheitern solle, der Annahme des Gesetzes ohne diese Be¬
schränkung den Vorzug geben zu sollen geglaubt , da das
Gesetz auch in dieser Fassung im Stande sein werde ,
jetzt vorhandene Mißstände zu beseitigen . Für die Ent¬
scheidung der Regierung sei in Betracht gekommen , daß
schon die weitere in Art . 6 aufgenommene Bestimmung ,
wonach der Eigenthümer unter gewissen Umständen die
sofortige Uebernahme durch die Gemeinde verlangen kann ,
sowie die zu Art . 5 von der Zweiten Kammer vorge¬
schlagene Aenderung die Lage des Eigenthümers gegen¬
über dem jetzigen Zustand verbessere .

Auch sei in Betracht gezogen worden , daß die 20jährige
Frist dem Eigenthümer ohnehin einen geringeren Schutz
gewährt haben würde , als die im Regierungsentwurf vor¬
gesehene 10jährige Frist . Schließlich sei noch die Er¬
wägung maßgebend gewesen , daß bei uns nicht wie in
Württemberg und Preußen mit der Feststellung des Bau¬
plans schon die Verbindlichkeit des Eigenthümers zur
Abtretung des Grundstücks begründet werde , sondern daß
diese Verpflichtung erst durch das Staatsministerium aus¬
gesprochen werden müsse . Es sei daher nicht nur der
Bezirksrath bei der Genehmigung der Ortsbaupläne in
der Lage , die schlimmsten Mißstände zu beseitigen , wenn
etwa seitens der Gemeinden Baupläne aufgestellt würden ,
die erst in 30 oder 40 Jahren zur Ausführung kommen
sollten , sondern es könne in solchen Fällen auch das
Staatsministerium ablehnen , die Verpflichtung zur Ab¬
tretung auszusprechen .

Aus diesen Gründen habe die Regierung auf den wei¬
teren Schutz verzichten zu können geglaubt .

Redner bittet zum Schluß um Annahme des Kom¬
missionsantrags .

Der Gesetzentwurf wird sodann ohne weitere Diskussion
nach dem Antrag der Kommission in der von der Zweiten
Kammer beschlossenen Fassung in namentlicher Abstim¬
mung einstimmig angenommen .

Hierauf verliest Landgerichtspräsident vr . v . Rotteck
den Bericht der Kommission für Justiz und Verwaltung
über den Gesetzentwurf betr . die Auflösung der Gemeinde
Neuenheim und deren Vereinigung mit der Stadtgemeinde
Heidelberg .

Die Kommission beantragt , das Hohe Haus wolle dem
Gesetzentwürfe nach der Fassung der Hohen Zweiten
Kammer seine Zustimmung ertheilen .

Kirchenrath v . Hausrath weist zu § 4 darauf hin ,

daß , wenn nur der Gemeinderath von Neuenheim die
zwei Mitglieder in den Stadtrath von Heidelberg zu
wählen habe , die staatsbürgerlichen Einwohner von Neuen¬
heim , zu denen auch er gehöre , bis zur nächsten regel¬
mäßigen Erneuerungswahl des Stadtraths in diesem
nicht vertreten seien , was um so mehr in 's Gewicht
fallen werde , als die Interessen der bäuerlichen Orts¬
bürger und der staatsbürgerlichen Einwohner ganz ver¬
schiedene seien, und gerade in dieser ersten Zeit alle wich¬
tigeren Fragen zum Austrag gebracht werden müßten .
Er würde daher wünschen , daß hinter den Worten „vom
Gemeinderath " eingeschaltet würde „ unter Zuzug der Ver¬
treter der staatsbürgerlichen Einwohner "

. Da aber ein
Abänderungsantrag im gegenwärtigen Stadium keine
Aussicht auf Annahme habe , wäre Redner der Regierung
zu Dank verpflichtet , wenn sie die Erklärung abzugeben
vermöchte , daß unter dem Gemeinderath in 8 4 der durch
die Vertreter der staatsbürgerlichen Einwohner erweiterte
Gemeinderath zu verstehen sei.

Ministerialdirektor Geheimerath Eisenlohr glaubt die
von dem Herrn Vorredner gewünschte Beruhigung in
einer andern Richtung gewähren zu können . Voraus¬
sichtlich bedürfe das vorliegende Gesetz noch weiterer Er¬
gänzung durch ein Uebereinkommen der beiden Gemein¬
den über den Vollzug desselben . Dieses Uebereinkommen
müsse bis zum 1 . Januar 1891 , dem Tag des Inkraft¬
tretens des Gesetzes , abgeschlossen werden und in dieser
Zeit seien die staatsbürgerlichen Einwohner im Gemeinde¬
rath Neuenheim ja vertreten . Erst im Jahre 1891 habe
sodann der Gemeinderath von Neuenheim zwei Vertreter
in den Stadtrath von Heidelberg zu wählen . Ob die
Vertreter der staatsbürgerlichen Einwohner berechtigt
seien, bei dieser Wahl mitzuwirken , erscheine ihm im Hin¬
blick auf die Bestimmungen der Gemeindeordnung über
den Wirkungskreis dieser Vertreter zweifelhaft .

Der Berichterstatter hält die Befürchtung , daß in
der Uebergangszeit die Interessen der staatsbürgerlichen
Einwohner von Neuenheim nicht genügend gewahrt würden ,
für unbegründet , da die Interessen derselben gegenüber
den bäuerlichen Interessen der Ortsbürger von dem jetzigen
Stadtrath Heidelberg genügend vertreten würden .

Kirchenrath 0 . Hausrath bestreitet die Richtig¬
keit der Ausführungen des Herrn Berichterstatters , da die
Interessen der staatsbürgerlichen Einwohner von Neuen¬
heim sich nicht überall mit den Interessen der Stadt Hei¬
delberg deckten .

Der Gesetzentwurf wird sodann zur Abstimmung ge¬
bracht und in der Fassung der Zweiten Kammer in
namentlicher Abstimmung einstimmig angenommen .

Ueber die Bitte des Stadtraths Lahr um Wiedererrich¬
tung der Wasser - und Straßenbauinspektion Lahr berichtet
namens der Petitionskommission Geh . Referendär Haas
unter Verlesung des Kommissionsberichts . Aus demselben
ist zu erwähnen : Die Zerlegung des im Jahr 1881 aus
den früheren Jnspektionsbezirken Offenburg und Lahr ge¬
bildeten jetzigen Jnspektionsbezirks Offenburg halte die
Kommmission im Hinblick auf die ausgedehnte Geschäfts¬
aufgabe dieser Inspektion nicht für unzweckmäßig ; auch
glaube sie, daß die der territorialen Abgrenzung ves Jn¬
spektionsbezirks Lahr entgegenstehenden Schwierigkeiten sich
wohl beseitigen ließen . Ferner werde anerkannt , daß die
Gewinnung eines staatlichen Ingenieurs mit dem Sitz in
Lahr den Interessen der Stadt wegen des Vorkommens
technischer Berathungen und namentlich mit Rücksicht auf
die bedeutsame Industrie daselbst in hohem Grade wün -
schensmerth sei. Die Kommission erachte daher eine wohl¬
wollende Erwägung des Gesuchs seitens der Großh . Re¬
gierung für empfehlenswerth nnd beantragt , die Petition
der Großh . Regierung empfehlend zu überweisen .

Ministerialdirektor Geheimerath Eisenlohr kann die
Erklärung abgeben , daß die Großh . Regierung durchaus
bereit sei, die Petition einer erneuten Prüfung zu unter¬
ziehen, bei welcher sie sich von wohlwollender Gesinnung
gegen die Stadt Lahr leiten lassen werde ; er könne aber
die Schwierigkeiten nicht verhehlen , welche der Gewäh¬
rung des Gesuchs entgegenstünden , da der Amtsbezirk
Lahr allein für einen Jnspektionsbezirk zu klein sei , die
Wiedervereinigung von Wolfach mit Lahr zu einem Be¬
zirk aber im Hinblick auf die örtlichen Verhältnisse schwie¬
rig sei . Die Zutheilung des Bezirks Ettenheim zu einem
Jnspektionsbezirk Lahr würde die Kreiseintheilung durch¬
kreuzen und deßhalb unerwünscht sein .

Redner wäre der Kommission dankbar gMesen , wenn
sie mitgetheilt hätte , in welcher Weise sich nach ihrer An¬
sicht die bestehenden Schwierigkeiten beseitigen ließen .

Kommerzienrath Sander dankt der Kommission und
der Regierung für die der Petition gegenüber eingenom¬
mene wohlwollende Stellung . Wenn einmal die Straßen¬
bahn Lahr -Reichenbach erbaut sei und diese eine Verbin¬
dung mit der Kinzigthalbahn erhalte , könne auch die
Verbindung des Bezirks Wolfach mit Lahr in Frage
kommen . Doch bitte er , daß die Regierung dem ge¬
äußerten Wunsch schon früher willfahre . Auch wenn der
Jnspektionsbezirk nur den Amtsbezirk Lahr einfasse, werde
ein Ingenieur genügende Beschäftigung haben , da in
Lahr eine Reihe dringender technischer Fragen zu erledigen
sei und der Verkehr des Bezirksamts mit der Inspektion
Offenburg in vielen dringenden Fällen eine Verzögerung
veranlasse .

Der Kommissionsantrag wird sodann angenommen .
Graf v . Hennin verliest sodann den^Bericht der Kom¬

mission für Eisenbahnen und Straßen über den Gesetz¬
entwurf betr . die Erbauung einer Bahn von Ettenheim -
münster an den Rhein und über die Petition des Stadt¬
raths Lahr betr . die Erbauung der gleichen Linie und
dxr Straßenbahn Reichenbach -Lahr bis an den Rhein .

Die Kommission hält die in Aussicht genommene Staats¬
unterstützung zu dem Bau der Lokalbahn Ettenheim -
münster an den Rhein für geboten , da es ohne diesen



Zuschuß schon wegen des zu erwartenden geringen Ver¬

kehrs nicht möglich sei , dieses Unternehmen zu Stande

ru bringen , und empfiehlt den Gesetzentwurf zur Annahme .
Die Petition des Stadtraths Lahr , in welcher der

Wunsch vorgetragen wird , daß , falls das Straßenbahn¬
unternehmen Reichenbach - Lahr - Rheinufer bei zweckent¬

sprechendem Betrieb nicht zu 3 .5 Proz . rentire , der Ge¬

sellschaft eine staatliche Hilfe in Form einer nachträglichen
Subventionirung zu Theil werde . beantragt die Kom¬

mission gleichzeitig für erledigt zu erklären , da die von

der Großh . Regierung früher angestellte Berechnung für

diese Bahn einen Ertrag von 3 .5 Proz . ergeben habe ,
dieses Ergebniß auch wohl bei einer neuerlichen Berech¬

nung eine Aenderung nicht erleiden werde , weitere Ver¬

handlungen aber nur das Lahrer Unternehmen , das zur

Zeit dem Abschluß nahe sei , verzögern könnte ; überhaupt

sei eine Zinsengarantie seitens der Regierung auch in

andern Fällen bisher nicht übernommen worden .
Kommerzienrath Sander kann sich mit den Anträgen

- er Kommission vollständig einverstanden erklären . Auch

er stehe dem Bahnprojekt Ettenheimmünster -Rheinau sym¬

pathisch gegenüber und finde es durchaus gerechtfertigt ,
wenn die Stadt Ettenheim ihre Verkehrsverhältnisse zu

verbessern sich bemühe . Die auch in dem andern Hohen

Hause besprochene Verstimmung der Einwohner der Stadt

Lahr sei nicht gegen das Projekt der Ettenheimer Bahn

gerichtet , sondern beziehe sich auf die Begründung des

vorliegenden Gesetzentwurfs , in welchem die Konkurrenz¬
verhältnisse der beiden in Frage stehenden Lokalbahnen

hervorgehoben seien . Daß die Lahrer Lokalbahn vom

Staat nicht unterstützt werde , dagegen ein angebliches
Konkurrenzunternehmen eine Staatsunterstützung erhalte ,
habe die schon seit Jahren und , wie er glaube , nicht ohne
Grund bestehende Verstimmung über eine Zurücksetzung
von Lahr seitens der Regierung wieder zum Ausbruch

gebracht . Gegen den Staatszuschuß zu dem Ettenheimer
Unternehmen könne aber mit Grund nichts eingewendet
werden , im Gegentheil glaube eist, daß die Unterstützung
noch eine größere sein sollte , da der Verkehr in jener

Gegend geringer sei , als angenommen werde . Eine In¬

dustrie werde sich dort auch durch den Bau der Lokal¬

bahn nicht künstlich Hervorrufen lassen . Uebrigens sei

auch noch zweifelhaft , ob sich ein Unternehmer für das

Ettenheimer Projekt finden werde , da die Straßburger
Straßbenbahngesellschaft sich nur unter der Bedingung

zur Uebernahme des Baues und Betriebs bereit gefunden

habe , daß sie auch auf elsässischer Seite die Konzession er¬

halte . Letzteres sei aber bei der von der elsässischen Re¬

gierung bisher in dieser Beziehung eingenommenen Stellung

vicht anzunehmen , da man auch die Fortsetzung der Lahrer
Lokalbahn bis Erstein nicht gestattet habe .

Von der Petition des Stadtraths Lahr verspreche er

sich keinen Erfolg , da die durch die Ettenheimer Bahn
dem Lahrer Unternehmen etwa gemachte Konkurrenz sich

nicht werde berechnen lassen . Uebrigens glaube er , daß

nach den örtlichen Verhältnissen eine solche Konkurrenz

gar nicht eintreten werde , wenigstens vorerst nicht , so

lange beide Lokalbahnen am Rhein ihr Ende finden .
Die beste und richtigste Lösung der ganzen Frage wäre

freilich die , daß die beiden Unternehmungen verbunden

würden , entweder im Gebirg oder am Rhein , dann wäre

jeder Anlaß zu einem Widerstand der Stadt Lahr

gegenüber dem Ettenheimer Projekt beseitigt .
Redner wiederholt , er könne nur wünschen , daß das

Ettenheimer Projekt bald der Verwirklichung entgegen

gehe , daß aber auch Lahr möglichst bald in den Besitz
der Konzession gelange ; in diesem Falle zweifle er nicht
daran , daß die Mißstimmung in Lahr sich legen werde ,
da man bald erkennen werde , daß die Lahrer Linie in

der That von sich aus finanzell bestehen könne .
Der Regierungskommissär Geheimer Referendär Zittel

erklärt , daß die Regierung den Ausführungen des Kom-

missionsberichts vollständig beizutreten vermöge und daß

sie der Kommission für ihre objektive und sachgemäße

Behandlung der ganzen Angelegenheit zu Dank ver¬

pflichtet sei .
Es sei eigenthümlich , daß sowohl in diesem wie in dem

andern Hohen Hause bei der Berathung über den vor¬

liegenden Gesetzentwurf über die Ettenheimer Bahn weniger
gesprochen worden sei als über eine andere Bahn ,
eine angebliche Konkurrenzbahn , die aber hier gar nicht
in Frage stehe. Gegen das hier zur Berathung stehende
Projekt seien von keiner Seite Einwendungen erhoben
worden . Wenn der Herr Vorredner auf die demselben
-entgegenstehenden Schwierigkeiten hingewiesen habe , so

sei zwar zuzugeben , daß noch nicht asses vollständig ge¬
ebnet sei ; aller Voraussicht nach werde es aber gelingen ,
die noch bestehenden Schwierigkeiten zu überwinden . Die
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Straßburger Straßenbahngesellschaft habe allerdings die

Uebernahme des Betriebes der Bahn von der Voraus¬
setzung abhängig gemacht , daß sie auch von der elsässi-

schen Regierung für die Strecke vom rechten Rheinufer
bis in den Ort Rheinau , wo jetzt schon eine von dieser
Gesellschaft betriebene Lokalbahn endige , konzessionirt
werde . Es handle sich aber hier nur um eine Strecke
von 900 m und es sei nicht anzunehmen , daß die elsässi-

sche Regierung entgegen den Verkehrsinteressen der be¬

theiligten Orte die Weiterführung der Bahn auf dieser
kurzen Strecke verweigern werde .

Bezüglich des Lahrer Bahnunternehmens fei die Re¬

gierung bei der seit dem letztem Landtag vorgenommenen
Prüfung zu dem Ergebniß Gelangt , daß diese Bahn
existenzfähig sein werde , und es sei deßhalb ein Staats¬

zuschuß für den Bau dieser Bahn abgelehnt worden . Bei
der Berechnung des Ertrags dieser Bahn sei allerdings
die Konkurrenz der Ettenheimer Bahn nicht in Betracht
gezogen worden , es wäre dies aber auch jetzt bei einer

nochmaligen Berechnung ohne Bedeutung . Derartige
Rentabilitätsberechnungen seien überhaupt nicht mit abso¬
luter Sicherheit aufzustellen ; die Betriebsausgaben ließen
sich zwar mit ziemlicher Sicherheit berechnen , nicht aber

auch die Einnahmen aus dem Betrieb . Die Lahrer Bahn
weise sowohl bezüglich der Anlagekosten als der Verkehrs¬
verhältnisse der Gegend so günstige Verhältnisse auf , daß ,
wenn diese Bahn sich nicht von sich aus rentiren würde ,
es überhaupt schwer sein würde , irgend eine Lokalbahn
ohne staatliche Unterstützung zu bauen . Auch der Stadt¬
rath von Lahr zweifle wohl nicht an der Rentabilität
dieser Bahn und derselbe habe deßwegen auch der Re¬

gierung gegenüber auf einen Staatszuschuß verzichtet .
Es sei auch neuerdings ein Begehren um einen Staats¬

zuschuß nicht an die Regierung gerichtet worden , sondern
der Regierung sei nur die an die Landstände gerichtete
Petition zur einstweiligen Kenntnißnahme mitgetheilt wor¬
den . Dagegen seien die Verhandlungen auf der bisherigen
Grundlage inzwischen weiter geführt worden , so daß die

Ertheilung der Konzession demnächst werde erfolgen können .
Bei dieser Sachlage sei der Kommissionsantrag , die

fragliche Petition für erledigt zu erklären , durchaus an¬

gemessen , und er bitte das Hohe Haus , denselben anzu¬
nehmen . Eine weitere Prüfung des Lahrer Unternehmens
seitens der Regierung werde die Verwirklichung desselben
nur verzögern .

Darauf wird , wie schon im vorläufigen Bericht er¬

wähnt , der Kommissionsantrag angenommen .

* Karlsruhe , 14 . Juni . 76 . öffentliche Sitzung der

Zweiten Kammer unter dem Vorsitze des Präsidenten
Lamey , zeitweilig des ersten Vicepräsidenten Friderich .

Unserm vorläufigen Bericht haben wir folgendes nach¬
zutragen :

Abg . Klein - Wertheim berichtet an der Hand der Re¬

gierungsvorlage über den Staatsvertrag zwischen Baden
und Hessen , die Erbauung einer Eisenbahn von Wein¬
heim nach Fürth betr . , und erläutert die 16 Artikel des¬
selben einzeln . Die Bahn soll in einer Länge von 18
Kilometer , davon 2 Kilometer auf badischem Gebiet , das

Weschnitzthal durchziehen , wird auf hessische Kosten ge¬
baut und verwaltet , genießt in Baden Befreiung von

ßStaatssteuern , Kreis - und Gemeindeumlagen ; die Landes¬

hoheit bleibt , soweit badisches Gebiet in Frage kommt ,
Idem Großherzogthum . — Der Antrag geht auf Zustim¬
mung zn dem Vertrage . ^

Geheimer Referendär Zittel : Die gegenwärtige Vor¬

tlage sei wohl eine der erfreulichsten , welche die Großh .
Megierung in Eisenbahnsachen diesem Landtage zu machen
An der Lage war . Der abgeschlossene Staatsvertrag ge¬

währe dem Großherzogthum Baden , der Stadt Weinheim ,
swie auch der Main - Neckarbahn eine Reihe von nicht zu
^unterschätzenden Vortheilen , ohne daß hessischerseits von
Maden erhebliche Gegenleistungen und Opfer verlangt
fwürden . Denn die Einräumung der Steuerbefreiung
^könne kaum als eine Belastung des badischen Staates

^angesehen werden , da hier nur ein Verzicht auf die Ve¬

rsteuerung eines Unternehmens - vorliege , das , wenn es
kvon Baden selbst ausgeführt würde , ebenfalls steuerfrei
isein würde . Die hessische Regierung beabsichtige , nach
Wen der Großh . Regierung gewordenen Mittheilungen ,
Hofort nach der Genehmigung des Vertrages mit den
Worarbeiten zu beginnen .
^ Was dagegen die Ausfühung der Bahn selbst betreffe ,
Hi seien hier noch einige Vorbedingungen zu erfüllen ,
Worauf auch Art . 15 des Vertrags Bezug nehme . Na¬

mentlich komme hierbei in Betracht , daß nach den hessi¬
schen Gesetzen von den betheiligten Gemeinden gewisse

^ . _ . .

frankfurter Surfe vom 10 . Juni 1820 .

Leistungen aufzubringen seien, über welche sich dieselben
um Theil noch nicht schlüssig gemacht hätten . Sollten
neselben die von ihnen geforderten Leistungen nicht ge-
vähren , so würde der Staatsvertrag nach 7 Jahren
Anfällig werden , so daß dann beide Regierungen wieder
reie Hand haben würden . Bon der badischen Gemeinde
Weinheim werde ein Beitrag nicht verlangt , es dürfe
aber wohl erwartet werden , daß dieselbe dem Unter¬
nehmen freundlich entgegenkommen und die hessische
Regierung bei dessen Ausführung thunlichst unterstützen
werde .

Abg . Klein - Weinheim begrüßt das Projekt mit Freu¬
den und hofft , daß etwaigen Wünschen der Stadt Wein¬
heim Rücksicht getragen werde .
>« . Oodmrtsi

^berWkrt Abg . v . Buol über die Thätigkeit
der Geschäftsordnungskommission betr . die Aufsuchung
provisorischer Gesetze. — Er könne sofort bemerken, daß
fein Antrag dahin gehe, daß das Haus von jeder Rekla¬
mation absehen möge . Doch wolle er hier 5 Punkte zur
Sprache bringen :

Zunächst die bereits beim Etat des Kultusministeriums
und dem Eisenbahnbetriebsbudget besprochene Staats¬
ministerialentschließung vom 27 . Dezember 1889 , betr .
den Vollzug der Gehaltsordnung , wonach bei Stellen ,
welche zwei Gehaltsklassen haben , in der Regel nur
akademisch gebildete Beamte in die höhere Gehaltsklasfe
einrücken sollten , andere dagegen nur ausnahmsweife ,
falls sie sich hervorragend ausgezeichnet haben und im
Besitze zweier Zulagen sind.

Auf die Erörterungen , ob diese Entschließung nicht dem
Sinn und Geist des Beamtengesetzes widerspreche , habe
die Großh . Regierung unter '«! 12 . Mai die Erklärung
abgegeben , daß die Allerhöchste Zustimmung dazu werde
eingeholt werden , daß bei Beamten , welche sich bereits
in solchen Stellen befänden , von dem Erforderniß der
zweimaligen Zulage abgesehen werden könne, vorausge¬
setzt , daß bis zum Tage des Aufrückens zehn Jahre in
dieser Stellung verflossen seien.

Mit dieser Erklärung habe sich die Kommission befriedigt
erklärt .

Sodann habe die Verordnung vom 25 . Januar 1889 ,
wonach Versteigerungen durch Beamte nicht in Wirths -
häusern , sondern in den Rathhäusern vorzunehmen seiett,
Bedenken in der Hinsicht erregt , ob man den Beamten
so etwas befehlen könne und ob die Gemeinden verpflichtet
feien , ihre Rathhäuser dazu herzugeben . Allein auch hier
fei keine Reklamation am Platze , da schon die Zwangs¬
vollstreckungsordnung vom Jahre 1879 eine derartige
Bestimmung enthalte und die Verpflichtung der Ge¬
meinden sich aus dem Oberaufsichtsrechte des Staates
herleite .

Drittens bestimme die Verordnung des Großh . Justiz¬
ministeriums vom 2 . November 1889 betr . die Geschäfts¬
ordnung für die Amtsgerichte als Rechtspolizeibehörden ,
in ß 44 Ziff . 2, daß bei Pfandbestellungen vor dem Amts¬
gerichte der Stellvertreter einer nicht anwesenden Partei
eine öffentliche Vollmacht haben müsse , während das
Gesetz vom 20 . Juli 1888 nur eine beglaubigte Privat¬
urkunde verlange . Man verzichte hier auf Reklamation
mit Rücksicht auf das neue , am 1 , Juli l . I . in Kraft
tretende Gesetz , wonach die Parteien überhaupt nicht
mehr in Perfon zu erscheinen brauchten , so daß die Frage
gegenstandslos werde . Uebrigens räume die Großh . Re¬
gierung auch nicht ein, daß hier ein Widerspruch bestehe,
da jenes Gesetz von 1888 nur auf die Notare Bezug habe .

Sodann habe die Steuerdirektion unterm 27 . Januar
1888 eine Verordnung betr . die Kontrole der Kunstwein¬
fabrikation erlassen , welche , wie auch vom Großh . Finanz¬
ministerium zugestanden sei , keine Anwendung auf das
später zustandegekommene sog . Haustrunkgesetz finden
könne .

Schließlich komme er nochmals auf die Verordnung
des Justizministeriums vom 2 . November 1889 , welche
in 8 125 bestimme , daß der Ansatz der Liegenschafts -,
Schenkungs - und Erbschaftsaccise bis auf Weiteres
durch die Amtsgerichte stattfinden solle . Eine solche Ver¬
mischung steuerlicher und juristischer Thätigkeit sei nicht
zu billigen , stehe auch in Widerspruch mit 8 4 des E .-
G . z . G . -V . 9 , der nur Geschäfte der Justizverwal¬
tung an die Richter zu übertragen gestatte .

Die Großh . Regierung habe auch hier die Aenderung
in Aussicht gestellt .

Er wiederhole daher den Eingangs bezeichnet«!! Antrag .
Derselbe wird angenommen .

(Schluß folgt .)

Verantwortlicher Redakteur : Wilhelm Harder in Karlsruhe .
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Bürgerliche Rechtspflege .
Aufgebot.

E .333 .2 . Nr . 7315 . Säckingkn .
Das Großh . Amtsgericht Säckingen hat
unterm Heutigen folgendes Aufgebot
erlassen :

Aufgebot .
I . Auf Antrag der Gemeinde Rütte ,

als Besitzerin von :
L. ein zweistöckiges Schul - und Rath¬

baus im Ort Rütte , nebst 39 a
69w Hofraithe , Hausgarten , Acker
und Wiesen, Gewann Bühl , neben
Güterweg beiderseits, Lagerbuch
Nr . 11 im Anschlagvon 4000 M .,
5 du 41 a 99 m Acker auf dem
Bühl , neben Gemeindeweg. Lager¬
buch Nr . 4 . im Anschlag von
200 M . ,

c. 3 da 61 a 94 m Acker auf der alten
Rütte , neben Vizinalkraßc und
Gemeindeweg, Lagerbuch Nr . 225 ,
im Anschlag von 100 M „

ä . 6 » 46 m Acker im Hinteren Ge¬
meinholz. neben Weg und Wald ,
Lagerbuch Nr . 299 , im Anschlag
von 5 M . ,

e. 10 a 48 w Acker im Zelgle, neben
Weg beiderseits , Lagerbuch Nr .
339, im Anschlag von 2 M . .
43 a 39 NI Wiesen in der Gemein-
dehaldenauf der Hinteren Schwand ,
neben Wald , Lagerbuck Nr . 523 ,
im Anschlag von 100 M -,
67 » 5 m Wiesen in der Gemein-
dchalden , neben Wald beiderseits,
Lagcrbuck Nr . 807 , im Anschlag
von 30 M „

b . 32 da 31 a 64 w Wald , neben
Gemarkung Großherrischwandund
Gemarkung Herrischricd, Lager¬
buch Nr . 808 , im Anschlag von
6000 M ,

i . 67 gm Feuerweier, Lagerbuch Nr .
154 ,

werden Alle , welche in den Grund - u.
Unterpfandsbüchern nicht eingetragene
dingliche oder auf einem Stamm guts -
oder Familiengutsverbande beruhende
Rechte an diesen Liegenschaften bean¬
spruchen , aufgefordert , ihre Ansprüche
spätestens im Aufgebotstermin anzumel-
ben , widrigenfalls die nicht angemeldeten
Ansprüche für erloschen erklärt würden.

II - Aufgebotstermin ist bestimmt auf
Mittwoch 17. September 1890,

Bormittags 9 Uhr .
Säckingen, den 9 . Juni 1890 .

Der GerichtsschreiberGr . Amtsgerichts :
Frey .

Handelsregisterrintriige.
E .330 . Freiburg . In das dies¬

seitige Handelsregister wurde einge¬
tragen :

Zum Firmenregister
Band 1.

Zu O .Z . 101 . Die Firma „Oskar
Bilsier " dahier ist als Einzelfirma er¬
loschen.

Zu O .Z . 59. Die Firma „Alb. Geb¬
hardt " dahier ist als Einzelfirma er¬
loschen .

.Zu O .Z . 733 . Die Firma „Brauerei
P . Mühlberger " dahier ist erloschen .

Zu O .Z . 534 . Die Firma „Heinrich
Tritschler " dahier ist erloschen .

Zu O .Z . 275 . Die Firma „Wilhelm
Gotthart " dahier ist erloschen .

Zu Ord .Z . 795 . Die Firma „Carl
Bätzner" dahier ist erloschen .

Zu O .Z . 706 . Die Firma „Friedrich
Ernst Fehsenfeld " dahier ist erloschen .

Zu O .Z . 574. Die Firma „I . Bir -
melin Sohn " in Mengen ist erloschen .

Zu Ord .Z . 671 . Firma „ Haslacher
Sägmühle "

. Inhaber der Firma ist mit
Wirkung vom 1 . April d . I . unb mit
dem Rechte , dieselbe weiter zu führen
und zu zeichnen . „Karl Kern" in Frei¬
burg . Nack dessen Ehevertrag mit
Anna , geb . Castell , wirft jeder Theil
100 M . zur Gemeinschaft ein , während
alles übrige , aktive und passive Bei¬
bringen beider Ehegatten davon aus¬
geschlossen bleibt.

Zu O .Z . 716 . Firma „I . B . Adler"
in Freiburg . Der Ehevertrag des Jo¬
hann Baptist Adler mit Louise , geb.
Zähringer , wonach jeder Ehctbeil 50
Mark in die Gemeinschaft einwirft ,
während alles übrige, aktive u . passive
Fahrniß - und Kapitalvermögen beider
Theile davon ausgeschlossen wird.

Zu O Z . 542 . Die Firma „ C . Weiß¬
haar " dahier ist erloschen .

Band 1l.
O .Z . 150 . Firma „Ferdinand Mo -

rath " in Hochdorf . Inhaber Ferdinand
Morath in Hochdorf . Nach dessen Ebe-
vertrag mit Maria Frida , geb. Egte »
wirft icdcr Theil 50 M . zur Gemein¬
schaft ein , während alles übrige Ver¬
mögen nebst den eigenen Schulden bei¬
der Theile davon ausgeschlossen wird.

Ord Z . 151 . Firma „Brenzinger L
Cie." in Freiburg . Inhaber Julius
Brenzinger in Freiburg , dessen eheliche
Gütcrrechtsverhältniffe bereits veröffent¬
licht find .

O .Z . 152 Firma „Franz Gaffen-
schmidt " in St . Georgen . Inhaber
Franz Heinrich Gassenschmidt in St .
Georgen . Nach dessen Ehevertrag mit
Emma , geb . Brem , wirft jeder Theil
von seinem eigenen Vermögen 50 M .
in die Gemeinschaft ein , während alles
übrige Vermögen nebst Schulden davon
ausgeschlossen bleibt.

O .Z . 153. Firma „Aug. Wehrle" in
Buckenbach . Inhaber August Wehrle
in Buchenbach . Nach dessen Ehever
trag mit Amalia , geb. Eckmann, be¬
steht unter den Ehegatten eine allge¬
meine Gütergemeinschaft über ihr ge¬
summtes beiderseitiges aktives u . pas¬
sives , liegensckaftliches und fahrendes
Vermögen.

Ord .Z . 154 . Firma „F . T . Sator

Nachfolger" in Freiburg . Inhaber Hein¬
rich Fischer in Freiburg , dessen eheliche
Güterrechtsvrrhältnisse bereits veröffent¬
licht find .

O .Z . 155 . Firma „Valentin Jmm "
in Merzbausen . JnhaberValentin Jmm
in Merzhausen , verehelicht mit Maria ,
geb . Winterhalter , ohne Ebevcrtrag .

O -Z . 156. Firma „Robert Mühe "
in Freiburg . Inhaber Robert Mühe
in Freiburg , dessen eheliche Güterrechts -
verbältnisie bereits veröffentlicht sind .

Ord .Z . 157 . Firma „F . Zipfel" in
St . Georgen. Inhaber Felix Zipfel
in St . Georgen, verehelicht mit Chri¬
stine, geh . Brandenberger , ohne Ehe¬
vertrag .

O .Z . 158 . Firma „L . Schüler " in
St . Peter . Inhaber Lambert Schüler
in St . Peter . Nach dessen Ebevcrtrag
mit Maria Theresia, geborne Körner ,
wirst jeder Ehetheil 2000 Mark in die
Gemeinschaft ein , während alles wei¬
tere aktive und Passive Vermögen von
der Gemeinschaft ausgeschlossen wird
und Eigenthum des beibringendenEhe¬
gatten bleibt.

O .Z . 159 . Firma „Lambert Schü¬
ler" in St . Märgen . Inhaber „Lam¬
bert Schüler in St . Märgen , verehe¬
licht mit Maria , geb. Faller , ohne Ehe-
vertrag .

O .Z . 160 . Firma „ C . I . Hilpert "
in Wolfenweiler. Inhaber Karl Josef
Hilpert in Wolfenweiler. Nach dessen
Ehevertrag mit Louise , geb. Bruckmann,
wirft jeder Theil 40 Mk zur Gemein¬
schaft ein , während alles weitere , aktive
und Passive Vermögen davon ausge¬
schlossen bleibt .

O .Z . 161 . Firma „Robert Menner "
in Freiburg . Inhaber Robert Menner
ledig in Freiburg .

O -Z - 162 . Firma „Franz Harscher "
in Freiburg . Inhaber Franz Harscher
ledig in Freiburg .

O .Z . 163 . Firma „ Ed . Hoppe" in
Freiburg . Inhaber Eduard Hoppe in
Freiburg , verehelicht mit Louise , geb.
Schwarz , ohne Ehevertrag .

O .Z . 164 . Firma „ Max Weisel" in
Freiburg . Inhaber Max Weisel in
Freiburg , verehelicht mit Friederike , geb.
Hartmann , ohne Ehevertrag.

O .Z . 165 . Firma „Maier Burger "
in Freiburg . Inhaber Maier Burger
in Freiburg , dessen eheliche Gülcrver -
hältniffe bereits veröffentlicht sind.

O .Z . 166. Firma „Moritz Burger "
in Freiburg . Inhaber Moritz Burger
in Freiburg , dessen eheliche Güterrechts-
verhältniffe bereits veröffentlicht sind .

Ord .Z . 167 . Firma „ Ad . Baur " in
Freiburg . Inhaber Ad . Baur in Frei¬
burg , verehelicht mit Mina , geb. Adam,
ohne Ehevertrag .

O .Z . 168 . Firma „Frau I . Veit"
in Freiburg . Inhaberin Frau Fran¬
ziska Beit , geb . Klauser in Freiburg .
Nach dem Ehevertrag mit Joseph Veit
besteht unter den Ehegatten eine völlige
Vermögensabsonderung, so daß die Ehe¬
frau die Verwaltung und den Genuß
ihrer Einkünfte behält.

O .Z . 169. Firma „Tb . Hülsmann "
in Freiburg . Inhaberin Theresia Hüls¬
mann Witwe in Freiburg .

O .Z . 170 . Firma „ Ä . Brüsckwiler"
in Freiburg . Inhaber August Brüsch-
wiler in Freiburg , verehelicht mit Sofie ,
geb. Schneider, ohne Ehevertrag .

O .Z . 171 . Firma „F . Andris " in
Zähringen . Inhaber Ferdinand Andris
in Zähringen , verehelicht mit Marie
Anna , geb . Strecker, ohne Ehevertrag .

O Z . 172. Firma „ G . Danner " in
Munzingen . Inhaber Gustav Danner
in Munzingen , verehelicht mit Maria ,
geb . Mühl , ohne Ehevertrag.

O .Z . 173. Firma „Pet . Steyert " in
Buchheim . Inhaber Peter Steyert in
Buchheim , verehelicht mit Agatha , geb.
Haymann , ohne Ehevertrag .

O .Z . 174 . Firma „Joseph Friedrich"
in Buchheim . Inhaber Joseph Frie¬
drich von Buchheim , verehelicht mit
Beatrix , geb . Willst , ohne Ebevcrtrag .

O -Z 175 . Firma „ Georg Heilbock"
in Buchenbach . Inhaber Georg Heil¬
bock von Buchenbach , verehelicht mit
Magdalena , geb. Zähringer , ohne Ehe-
Vertrag

O .Z . 176 . Firma „ E . Schwörer " in
Steig . Inhaber Eulogius Schwörer
in Steig . Nach dessen Ehevertrag mit
Marie , geb. Löffler , besteht zwischen
den Ehegatten über ihr Vermögen aller
Art eine allgemeine Gütergemeinschaft.
. O .Z . 177 . Firma „Seraphin Schmidt "
in Umkirch. Nach dessen Ebevcrtrag
mit Anna Susanna , geb. Späth , wirft
jeder Ebetheil 20 Gulden zur Gemein¬
schaft ein , während alles übrige active
und passive Vermögen davon ausge¬
schlossen bleibt .

O .Z 178 Firma „Karl Fünfgeld"
in Opfingen . Inhaber Karl Fünsgeld
in Ovsingen. Nach dessen Ehevertrag
mit Emilie , geb. Mößner , wirst jeder
Theil 100 Gulden zur Gemeinschaft
ein , während alles übrige Vermögen
nebst Schulden beider Theile davon aus¬
geschlossen wird.

O .Z . 179. Firma „ M Schwende¬
mann in Lehen. Inhaber Mathias
Schwendemann in Lehen. Nach dessen
Ehevertrag mit Sophie , geb. Resel, soll
das bei der Ehcauflösung vorhandene
Vermögen nach den Regeln der allge¬
meinen Gütergemeinschaft getheilt wer¬
den.

O .Z. 180. Firma „I . B . Bens " in
Freiburg . Inhaber Johann Baptist
Bens von Freiburg . Nack dessen Ehe-
Vertrag mit Karoline , geb . Kelterer,
wird das beiderseitige Vermögen sammt
den Schulden von der Gemeinschaft

ausgeschlossen und wirft jeder Theil
100 M . in dieselbe ein .

OZ . 181 . Firma „Th . Dold" in
St . Peter . Inhaber Thimoteus Dold
Witwer in St . Peter .

O .Z . 182 . Firma „Leo Kelterer" in
Brcitnau . Inhaber Leo Ketterer in
Breitnau . Nach dessen Ehevertrag mit
Katharina , geb. Simon , besteht unter
den Ehegatten eine allgemeine Güter¬
gemeinschaft , die sich aus ihr gesammtes
activcs und Passives Vermögen erstreckt.

O .Z . 183 . Firma „ I . Klaiber " in
Gundelfingen . Inhaber Jacob Klaiber,
Bäcker in Gundelfingen , verehelicht mit
Wilhelminc , geb . Bauer , ohne Ehever¬
trag .

O .Z . 184 . Firma „W . Axmann" in
Freiburg . Inhaber Wenzel Axmann
in Freiburg . Nach dessen Ehevertrag
mit Sophie , geb. Schrempp , ist zwi¬
schen den Ehegatten eine völlige Ver¬
mögensabsonderung festgesetzt, wonach
das beiderseitige Vermögen getrennt
bleibt und die Ehefrau die Verwaltung
ihres Vermögens behält. ^

O Z . 185 . Firma „H . Eckmann" in
Buchenbach . Inhaber Hermann Eck¬
mann von Buckenbach . Nach dessen
Ehevertrag mit Sophie , geb. Weber,
wirft jeder Ehetheil 100 Mark zur Ge¬
meinschaft ein , während alles übriges
Vermögen beider Theile nebst Schulden !
davon ausgeschlossen bleibt. !

O Z 186 . Firma „Edm . Tritschler" !
in Freiburg . Inhaber Edmund Tritsch- ;
ler in Freiburg . Nach dessen Ebener- !
trag mit Euphrosine . geb. Götz , wirft
jeder Theil 40 Mark in die Gemein- !
schaft ein , während alles übrige Ver¬
mögenbciber Theile davon ausgeschlossen
bleibt. !

O .Z . 187 . Firma „ C . Krieg" in
Freiburg . Inhaber Cyriak Krieg von !
Freiburg . Nach dessen Ehevertrag mit i
Rosa , geb . Glöckner , wirft jeder Ehe- !
theil 100 Mark zur Gemeinschaft ein ,
während alles übrige Activ- und Pas¬
sivvermögen beider Theile davon aus¬
geschlossen wird.

O .Z . 188 . Firma „Chr . Götz " in
Freiburg . Inhaber Chr . Götz in Frei¬
burg , verehelicht mit Maria Barbara ,
geb. König , ohne Ehevertrag .

O .Z . 189 . Firma „ Leopold Siegel "
in Betzenhausen. Inhaber Leopold Sie¬
gel in Betzenhausen , verehelicht mit
Karoline , geb. Wahl , ohne Ehevertrag .

O .Z . 190 Firma „C . I . Kiechle
Sohn " in Opfingen . Inhaber Carl
Johann Kiechle von Ovsingen . Nach
dessen Ehevertrag mit Salomea , geb .
Binder , schließen beide Theile Vermögen
und Schulden von der Gemeinschaft aus
bis auf 50 Gulden , welche in die Ge¬
meinschaft von jedem Theil eingeworfeu
werden .

Ord .Z - 191 . Firma „Fehsenfeld's
Nachf. » P . Ohncsorge" in Freiburg .
Inhaber Paul Ohnesorge in Freiburg ,
verehelicht mit Elisabeth , geb. Fischer ,
aus Herzogswalde, ohne Ehevertrag .

O .Z 192 . Firma „Karl Ellwanger "
in Freiburg . Inhaber Karl Ellwanger
in Freiburg . Nach dessen Ehevertrag
mit Anna , geb. Schneider , wirst jeder
Theil 20 Mark in die Gemeinschaft
ein , während alles übrige Vermögen
nebst Schulden davon ausgeschlossen
wird.

O .Z . 193 . Firma „Eng . Albert" in
St - Märgen . Inhaber Engelbert Al¬
bert, Witwer in St . Märgen .

OrdZ . 194 . Firma „ Albert Wald¬
vogel " in Breitnau . Inhaber Albert
Waldvogel, lediger Kaufmann daselbst .

O .Z 195 . Firma „F . Ouennet " in
Neuersbausen . Inhaberin Franziska
Ouennet , ledig von da .

O -Z . 196. Firma „I . R . Sütterlin"
in Mengen . Inhaber Johann Robert
Sütterlin von da » dessen eheliche Güter -
rechtsverhältnifle bereits veröffentlicht
sind .

O .Z . 197. Firma „F . K . Mutsch¬
ler " in Freiburg . Inhaber Franz Karl
Mutschler von da , verehelicht mit Mar -
garetbe, geb . Hacker , ohne Ehevertrag .

O .Z . 198 . Firma „ G . Kuhn " Wit¬
we in Ebringen . Inhaberin Gregor
Kuhn Witwe , Magdalena , geb. Jenne
von da .

Ord .Z . 199 . Firma „ Peter Wurst¬
born" in Breitnau . Inhaber Peter
Wursthorn daselbst . Nach dessen Ebe¬
vcrtrag mit Georg Herrmann Witwe,
Theresia, geb. Künzler, beschränken beide
Theile die Gütergemeinschaft auf die
Errungenschaft .

O .Z . 200 . Firma „Mathias Löffler "
in St . Märgen . Inhaber Mathias
Löffler von da . Nach dessen Ehevertrag
mit Joseph Löfflers Witwe , Maria ,
geb. Wursthorn , beschränken beide Theile
die Gütergemeinschaft auf die Errungen¬
schaft .

O Z . 201 . Firma „I . Hodapp" in
Waltershofen . Inhaber Johann Hodapp
von da . Nack dessen Ehevertrag mit
Elisabeths , geb. Wörncr . leben die Ehe-
thcile in gesetzlicher Gütergemeinschaft.

O .Z . 202 . Firma „ Jos . Gehn " in
Neuershausen . Inhaber Jssrf Gehn
von da . Nach dessen Ehevertrag mit
Josepha Gehri , Witwe des Heinrich
Erdin , wirft jeder Theil 100 Gulden
zur Gemeinschaft ein , während alles
übrige Vermögen davon ausgeschlossen
wird.

O .Z . 203 - Firma „K . A . Schüler "
in St . Georgen Inhaber Karl August
Schüler von da . Nach dessen Ehever¬
trag mit Katharina , geb- Hanser, wird
das beiderseitige Vermögen nebst Schul¬
den von der Gemeinschaft ausgeschlossen
und wirft jeder Theil nur 50 Mark in
dieselbe ein .

Ord .Z . 204 . Firma „L . Roth " in
Kappel - Inhaber Lorenz Roth daselbst .
Nach dessen Ehevertrag mit Marie
Steiert , Witwe , geb- Trescher» bestim¬
men beide Theile unter sich eine allge¬
meine Gütergemeinschaft, welche sich
auf alle Güter erstrecken soll .

O -Z - 205 - Firma „Max Thoma " in
Kirchzarten. Inhaber Max Thoma da¬
selbst , verehelicht mit Elisabetha . geb.
Zängerle , ohne Ebevcrtrag .

Ord Z . 206 . Firma „D - Maier " in
St - Georgen . Inhaber David Maier
von da- Nach dessen Ehevertrag mit
Marie , geb . Seiler , wirft jeder Tbeil
20 Mark zur Gemeinschaft ein , woge¬
gen alles übrige Vermögen nebst Schul¬
den von solcher ausgeschlossen wird-

O -Z . 207 . Firma „Ant . Kempf " in
Hugstetten . Inhaber Anton Kempf von
da , verehelicht mit Karoline , geborene
Schäfer , ohne Ehevertrag .

Ord -Z - 208 - Firma „Gustav Joos "
von Schallstadt . Inhaber Gustav Joos
von da , verehelicht mit Anna Maria ,
geb. Joos von da , ohne Ehevertrag .

OZ 209 Firma „M - Jungmahr "
in Güntersthal . Inhaber Matthäus
Jungmayr von da, verehelicht mit Mar¬
garetha , geb. Anderer, ohne Ehevertrag

O Z 210 Firma „G - Rißler " in
Freiburg . Inhaber Georg Rißler von
da , verehelicht mit Anna , geb. Weber,
ohne Ehevertrag -

O Z . 211 - Firma „ CH - Delabar " in
Freiburg . Inhaber Christian Delabar
daselbst . Nach dessen Ehevertrag mit
Karoline , geb- Damen , legt jeder Ehe¬
theil 50 Gulden zur Gemeinschaft ein ,
während alles übrige Vermögen beider
Ehetheilc davon ausgeschlossen wird.

O Z - 212 Firma „PH Beyer" in
Wolfenweiler. Inhaber Philipp Beyer
von da , verehelicht mit Emma , geborne
Mayer , ohne Ehevertrag .

O Z 213 . Firma „Therese Ernst " in
Littenweiler- Inhaberin Therese Ernst ,
ledige Handelsfrau von da-

O -Z - 214 . Firma „Köhler u Sohn "
in Freiburg . Inhaber Georg Köhler
von da , verehelicht mit Katharina , geb.
Gebhardt , ohne Ehevertrag .

Orb Z - 215 . Firma „B - Dötsch " in
Ebnet . Inhaber Johann Baptist Dötsch
Witwer von da-

Ord Z - 216 . Firma „ I . Weiß" in
Freiburg . Inhaber Ignaz Weiß von
da- Nach dessen Ehevertrag mit Jo¬
hanna , geb Brugger . schließt jeder Theil
Vermögen und Schulden von der Ge¬
meinschaft aus , mit Ausnahme von 300
Gulden , wovon jeder Theil die Hälfte
zur Gemeinschaft einwirft.

O Z 217 - Firma „A Steinhart "
in Oberried. Inhaber August Stein¬
hart in Oberried . Nach dessen Ehever¬
trag mit Stephanie , geborene Klingele,
wählen beide Theile die allgemeineGü¬
tergemeinschaft , welche sich auf ihr ge¬
sammtes Vermögen nebst Schulden
erstreckt.

O Z . 2>8 Firma „Heinrich Saier "
in Kirchzarten. JnhaberHeinrich Saier
daselbst . Nach dessen Ehevertrag mit
Sophie , geb- Frey , wählen beide Theile
die allgemeine Gütergemeinschaft»die sich
auf ihr gesammtes Vermögen erstreckt.

OZ 219 . Firma „ Chr . Winterhal¬
ter" in Buchheim - Inhaber Chr Win¬
terhalter , Witwer von da.

O .Z 220 . Firma „W . Seger Wit¬
we" in Güntersthal Inhaberin Wil¬
helm Seger Witwe , Maria Anna , geb-
Zäbringer daselbst .

O Z 221 Firma „Frz Spiegelhal¬
ter" in Umkirch Inhaber Franz Spie¬
gelhalter von da Nack dessen Ehever¬
trag mit Helena, geb Schweizer, wäh¬
len die Ehegatten die rein gesetzliche
Gütergemeinschaft.

O -Z . 222 - Firma „Daniel Keitzler
"

in Kirchzarten Inhaber Daniel Heitz-
ler von da . Nach dessen Ehevertrag
mit Veronika , geb. Kapp , wirft jeder
Ehetheil 100 Mark in die Gemeinschaft
ein » während alles übrige Vermögen
nebst Schulden davon ausgeschlossen
wird und im Stück besonderes Eigen-
thum der Eheleute bleibt

O -Z . 223 . Firma „ Josef Pfaff " in
Kirchzarten- Inhaber Joseph Pfaff da¬
selbst- Nach dessen Ehevertrag mit
Marie , geb- Ketterer , wählten beide
Theile eine allgemeine Gütergemein¬
schaft .

ÖZ 224 - Firma „ G Steiert " in
Zastler. Inhaber Gottlicb Steiert von
da , verehelicht mit Louise , geb Ehrhard
von Untermünsterthal, ohne Ehevertrag

OZ . 225 . Firma „ W . Scherer " in
Eschbach . Inhaber Wilhelm Scherer
von da - Nach dessen Ehevertrag mit
Marie , geb. Kapp , besteht unter beiden
Ehetheilen eine allgemeine Güterge¬
meinschaft .

O Z - 226 Firma „C Zink" in Frei¬
burg . Inhaber Camill Zink in Frei¬
burg , verehelicht mit Rcgine , geborene
Kurrus , ohne Ehevertrag . Zwischen
den Eheleuten ist durch Urthcil Großh
Amtsgerichts Freiburg vom 11. März
1890, Nr - 6762 , Bcrmögensabsonderung
erkannt.

O .Z . 227 . Firma „Jos . Wehrle" in
Freiburg . Inhaber Joseph Wehrle,
Witwer in Freiburg .

O .Z . 228 . Firma „M . Bussat" in
Buchheim . Inhaber Martin Bussat
von da , verehelicht mit Pauline , geb.
Erdin . ohne Ehevertrag .

O .Z . 229. Firma „Aug. Karle " in
Güntersthal . Inhaber August Karle ,
Witwer in Güntersthal .

Zu Ord .Z . 17. Firma „SchnellerS
Bazar " in Freiburg ist erloschen .

O .Z . 230 . Firma „I . Grcmmels -
bacher " in Kirchzarten. Inhaber Jo ,

Hann Gremmelsbacher in Kirchzarten
Nach dessen Ehevertrag mit Rosa , geh

'
Schweizer , besteht unter beiden Ehe^
theilen eine allgemeine Gütergcmein.
schüft Als Prokurist ist der Sohn Gu¬
stav Gremmelsbacher bestellt .

O .Z . 231 . Firma „ I . Bindner " in
Betzenhausen . Inhaber Julius Bind-
ner von da. Nach dessen Ehevertrag
mit Bertha , geb. Beiler , wirft jeder
Theil 100 Mk . zur Gemeinschaft ein,während alles übrige Vermögen beider
Theile nebst Schulden davon ausge¬
schlossen wird.

O .Z . 232 . Firma „Adolph Hummel"
in Freiburg . Inhaber Adolph Hummel
von da. Nach dessen Ehevertrag mit
Elisabetha Antoinette, geborne Kreuzer,
wirft jeder Ehctbeil 20 Gulden in die
Gemeinschaft ein , während alles übrige
Vermögen nebst Schulden davon aus¬
geschlossen bleibt.

O .Z . 233 . Firma „Rudolf Küster"
von Betzenhausen. Inhaber Rudolf Kü¬
ster von da , verehelicht mit Victoria»
geb. Bayer , ohne Ehevertrag .

O .Z . 234 . Firma „Sigmund Lieb¬
recht" in Freiburg . Inhaber Sigmund
Liebrecht von da , verehelicht mit Ber¬
tha, geb. Guttentag , ohne Ehevertrag .

O .Z . 235 . Firma „Johann Georg
Kiechle " in Opfingen . Inhaber Johann
Georg Kiechle von da , verehelicht mit
Anna Katharina , geborne Küchle , ohne
Ehevertrag .

O .Z . 236 . Firma „Isidor Stoeffer "
inBetzenbausen. Inhaber Isidor Stoes -
ser von da, verehelicht mit Sophie , geb.
Merz , ohne Ehevertrag .

Zu O Z . 111 . Die Firma „F . CH .
Rudolph " in Freiburg ist erloschen .

O .Z . 237 . Firma „Eduard Friedrich"
in Hugstetten. Inhaber Eduard Frie¬
drich von da , verehelicht mit Marie ,
geb. Ginter , ohne Ehevertrag .

Ord .Z . 238 . Firma „ Ernst Mohr 's
Verlag " in Freiburg . Inhaber Ernst
Mohr von da , verehelicht mit Lina,
geb . Hanser , obne Ehevertrag .

O .Z . 239 . Firma „Joseph Lang" in
Freiburg . Inhaber Joseph Lang in
Freiburg , verehelicht mit Elise, geborne
Thoma , ohne Ehevertrag .

O .Z . 240 . Firma „ Karl Mayer " in
Ebnet . Inhaber Karl Mayer von da.
Nach dessen Ehevertrag mit Pauline ,
geborne Menner , wird das beiderseitige
Vermögen sammt den Schulden von der
Gemeinschaft ausgeschlossen und wirft
jeder Ehetheil 85 Mk . in dieselbe ein .

Ordn .Z . 241 . Firma „Hamburger
Engros - Lager Julius Eckmann und
Cie.

" in Freiburg . Inhaber Julius
Eckmann in Freiburg , verehelicht mit
Bertha , geb. Goldschmidt , ohne Ehe¬
vertrag .

O Z . 242 . Firma „Karl Weißhaar 's
Nachfolger (Ernst Mohr )" in Freiburg .
Inhaber Ernst Mohr von da , dessen
eheliche Güterrechtsverhältnisse unter
O .Z . 238 veröffentlicht sind .

0 . Zum Gesellschaftsregister :
Zu O .Z . 328 . Die Firma „ Heilig

und Hermann " in Freiburg ist erloschen .
Zu O .Z . 106 . Die Firma „Bren¬

zinger u . Cie." in Freiburg ist als Ge¬
sellschaftsfirma erloschen .

O .Z . 350 . Firma „Oskar Bissier"
in Freiburg Gesellschafterder offenen
Handelsgesellschaft sind : 1. Oskar Bis¬
sier dahier, verehelicht mit Anna , geh.
Adler , ohne Ehevertrag . 2. Joseph
Tritschler ledig dahier.

Zu O .Z 317 . Die Firma „F . L.
Sator Nachfolger" in Freiburg ist als
Gesellschaftsfirma erloschen .

Zu O .Z . 263 . Die Firma „E . Mühe
u . Sohn " in Freiburg ist in Folge Ge¬
schäftsübertragung erloschen .

O .Z . 3SI . Firma „Alb. Gebhardt "
in Freiburg . Gesellschafter der offenen
Handelsgesellschaftsind : 1 . Albert Ema -
nuel Gebhardt in Freiburg , dessen ehe¬
liche Gütcrrechtsverhältniffe bereits ver¬
öffentlicht sind . 2. Karl Weiler ledig
dahier.

Zu O .Z . 297 . Die Firma „H . Zivi-
Lang" in Freiburg . Die Gesellschaft
ist erloschen und in Liquidation. Liqui¬
dator ist Heinrich Zivi - Lang dahier.

Zu O .Z . 194 . Die Firma „Gebrü¬
der Burger " in Freiburg ist in Folge
Geschäftstrennung erloschen .

Zu Ord .Z . 247 . Die Firma „ Cor-
settenfabrik Freiburg " in Freiburg ist
durch Geschäftsaufgabe erloschen .

Ord .Z . 352 . Firma „Schafferer u.
Spitz " m Freiburg . Gesellschafter der
offenen Handelsgesellschaftsind : 1 . Se¬
bastian Schafferer , 2 . Johann Spitz ,
ledige Kaufleute dahier.

Zu O .Z . 60 u . 90 . Firma „ Herder-
sche Verlagshandlung " in Freiburg und
„Literarische Anstalt " in Freiburg . Der
Gesellschafter Benjamin Herder ist in
Folge seines am 10. November 1888
erfolgten Ablebens aus der Gesellschaft
ausgeschieden . Eingetreten ist in die
Gesellschaft Hermann Herder , lediger
Kaufmann dahier. ^

Zu O .Z . 270 . Die Firma „I - F .
Sutter Söhne " in Freibura ist erloschen.

Zu Ord .Z . 284 . Die Firma „Ham¬
burger Engros -Lager Julius Eckmann
u . Cie ." in Freiburg i. B - , Comman-
ditgesellschaft , ist als Gesellschaftsfirma
erloschen .

Ordn .Z . 355 . Firma „Schwörer u.
Bühler " in Freiburg . Gesellschafter
der offenen Handelsgesellschaft sind : 1 .
Bernhard Sckwörrr , lediger Fabrikant
in Freiburg , 2 . Lorenz Bühler , Fabri¬
kant dahier» verehelicht mit Marie , geb.
Raufer , ohne Ehevertrag .

Freiburg , den 6. Juni 1890.
Großh . bad . Amtsgericht.

Reich .

Druck und Verlag der lraun ' schen Hofbnchdruckerei .
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